
 
 
Resolution der Delegiertenversammlung der Psychotherapeutenkammer Hessen 
 

Resolution gegen die Diskriminierung psychisch erkrankter Menschen im Zuge 
der geplanten Änderung des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes (PsychKHG) 
 
Die Regierungskoalition aus SPD und CDU hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Psychisch-

Kranken-Hilfe-Gesetzes, insbesondere des § 28 Absätze 3 und 4, vorgelegt. Die vorgesehene 

Neuregelung betrifft Personen, die aufgrund einer potenziellen Fremdgefährdung gemäß § 16 oder § 

17 durch eine Unterbringungsanordnung in eine psychiatrische Einrichtung eingewiesen wurden. 

Nach ihrer Entlassung sollen diese Personen künftig den Ordnungs- und Polizeibehörden gemeldet 

werden. 

Die Delegiertenversammlung der Psychotherapeutenkammer Hessen spricht sich ausdrücklich gegen 

die Stigmatisierung und Diskriminierung psychisch erkrankter Menschen aus. Es ist nicht sinnvoll, 

psychische Erkrankungen pauschal mit Gewalttätigkeit gleichzusetzen; eine solche Gleichstellung 

entspricht weder den wissenschaftlichen Erkenntnissen noch der Realität. 

Statistische Auswertungen belegen, dass Gewaltbereitschaft in der Gesamtbevölkerung 

unterschiedlich ausgeprägt ist und bestimmte Faktoren wie männliches Geschlecht, ein jüngeres 

Alter und ein niedriger sozioökonomischer Status häufiger mit gewalttätigem Verhalten assoziiert 

werden. Gleichzeitig belegen wissenschaftliche Studien, dass nur ein sehr geringer Anteil aller 

Menschen mit psychischen Erkrankungen tatsächlich gewalttätig wird. 

Wir betrachten es als äußerst kritisch, dass einzelne von psychisch auffälligen Personen begangene 

Gewalttaten dazu führen, die Gesamtheit psychisch erkrankter Menschen pauschal zu stigmatisieren. 

Ein solches Vorgehen wäre ebenso unangemessen, wie das gesamte männliche Geschlecht als 

Risikogruppe einzustufen, nur weil statistische Analysen einen Zusammenhang zwischen männlichem 

Geschlecht und erhöhter Aggressionsbereitschaft zeigen. 

Uns ist es ein zentrales Anliegen, die potenziellen Auswirkungen der geplanten Gesetzesänderung auf 

unsere Patient*innen klar herauszustellen. Die pauschale Verknüpfung psychischer Erkrankungen mit 

Gewalt und die damit einhergehende polizeiliche Erfassung wirken auf alle psychisch erkrankten 

Menschen – unabhängig von der jeweiligen Diagnose – einschüchternd und tragen maßgeblich zur 

weiteren Stigmatisierung bei. Viele Betroffene empfinden bereits heute Scham im Zusammenhang 

mit ihrer psychischen Erkrankung; das beabsichtigte Gesetz birgt die Gefahr, diese Diskriminierung 

noch weiter zu verstärken. 

Wir halten fest, dass eine pauschale Meldung von Personen, die aufgrund potenzieller 

Fremdgefährdung gemäß § 16 oder § 17 in eine psychiatrische Einrichtung eingewiesen wurden, an 

Ordnungs- und Polizeibehörden nach ihrer Entlassung nicht zielführend ist. Eine solche Maßnahme 

trägt weder zur therapeutischen Unterstützung der betroffenen Menschen bei, noch erhöht sie den 

Schutz für die Allgemeinheit. Vielmehr besteht die Gefahr, dass dies zu einer weiteren 

Stigmatisierung psychisch erkrankter Personen führt und wissenschaftliche Erkenntnisse ignoriert 

werden. 

Forensische Fachambulanzen beziehungsweise Präventionsambulanzen, wie sie beispielsweise in 

Bayern etabliert wurden, erscheinen uns als deutlich geeignetere Maßnahmen zur Gewaltprävention 

bei psychisch erkrankten Straftätern als eine Meldung an das Ordnungsamt oder der Aufbau eines 

Zentralregisters. Bei einer Anhörung des Gesundheitspolitischen Ausschusses im Hessischen Landtag  



 
 

teilte die überwiegende Mehrheit der anwesenden Expert*innen aus den Bereichen Psychiatrie, 

Kommunen sowie der Betroffenenvertretung diese Einschätzung. 

Wir sprechen uns daher entschieden gegen den vorliegenden Gesetzentwurf aus, der eine 

Diskriminierung psychisch erkrankter Menschen fördert. Statt einer pauschalen Meldung an 

Ordnungs- und Polizeibehörden setzen wir uns für einen Ansatz ein, der auf Prävention und 

Behandlung basiert. Unser Ziel ist es, die Versorgung psychisch erkrankter Menschen zu stärken und 

Diskriminierung aktiv entgegenzuwirken. 

Wir fordern den Ausbau von Präventionsambulanzen sowie eine umfassende Verbesserung der 

psychotherapeutischen Versorgung – sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich. Nur 

durch einen solchen ganzheitlichen Ansatz können wir dem Schutz der Allgemeinheit gerecht werden 

und gleichzeitig die Würde und Rechte psychisch erkrankter Menschen wahren. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir die Rücknahme des vorliegenden Gesetzentwurfs, da er zur 

Diskriminierung von Menschen mit psychischen Erkrankungen beiträgt. Unser Leitprinzip lautet: 

Prävention und Behandlung statt polizeilicher Meldung. Wir setzen uns nachdrücklich für den 

flächendeckenden Aufbau von Präventionsambulanzen sowie eine umfassende Verbesserung der 

psychotherapeutischen Versorgung sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich ein. 

 


